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Eine „neue Welt des Friedens 
und der Freiheit ist unser Ziel" 


Als am 19. April 1945 auf dem Appellplatz 
des Lagers Buchenwald 21.000 
überlebende Gefangene aus fünfzehn 
Ländern ihre Sehnsucht nach Frieden 
und Freiheit zum Ausdruck brachten, 
übernahmen sie eine Verpflichtung im 
Angesicht derer, die nicht überlebten, und 
sie formulierten eine Hoffnung, eine 
zugleich utopische und realistische 
Hoffnung. Utopisch war sie, weil es eine 
solche Welt in der Geschichte noch nie 
gegeben hatte. Ihr Realismus entsprang 
aus der Überzeugung, dass die Ver¬ 
bündeten der Anti-Hitler Koalition, die 
Kämpferinnen und Kämpfer des 
Widerstandes in vielen Ländern für eben 
dieses Ziel gekämpft hatten und weiter 
kämpften. Die „Vereinten Nationen" 
sollten den Krieg für immer aus dem 
Leben der Völker verbannen und die 
Universalität der Menschenrechte 
durchsetzen. 

Wir wissen um die Geschichte danach und 
die Schrecken der Wirklichkeit 73 Jahre 
nach dem „Schwur von Buchenwald". Die 
„Vereinten Nationen" scheinen nur noch 
die Buchhalter schrecklicher Fakten. So 
stellte UNICEF fest: „Für Kinder auf der 
ganzen Welt war 2017 ein Albtraumjahr" 
und lässt einige Schlaglichter in die Welt 
der Kinder fallen: „Kongo: 850.000 Kinder 
auf der Flucht, Süd-Sudan: 19.000 
Minderjährige als Kindersoldaten 
rekrutiert, Jemen: 

5.000 Tote Jungen 
und Mädchen im 
Bürgerkrieg, 

Afghanistan: 700 
tote Kinder von 
Januar bis Sep¬ 
tember. 

War alles vergeb¬ 
lich, die Hoffnungen 
nur Illusion und die 
aufopferungsvollen 
Kämpfe umsonst? 

Nein, Europa wurde 
vom Faschismus 
befreit, der Krieg 
beendet und die 
Vernichtu ngs- 
maschinerie 


gestoppt. Auch die Gründung der 
Vereinten Nationen bleibt mit der 
Verkündung der Menschenrechte und der 
Ächtung von Angriffskriegen ver-bunden. 

Wenn wir nüchtern zur Kenntnis nehmen 
müssen, was für ein schrecklicher Ort 
diese schöne Welt für viele Menschen 
heute ist, brauchen wir die Hoffnung, die 
uns die Überlebenden aus den 
Konzentrations- und Vernichtungslagern 
gelehrt haben, umso mehr. Der damit 
verbundene Auftrag, eine Welt des 
Friedens und der Freiheit 2018 ein Stück 
weit realistischer werden zu lassen, sollte 
uns nicht ruhen lassen. 

Wenn der Schwur von Buchenwald für 
die WN-BdA aktueller verpflichtender 
Auftrag bleibt, stehen wir auch mit dem 
Willen der Befreier von 1945, wie er in 
den Abkommen von Potsdam nieder¬ 
gelegt wurde, mit den Gründungs¬ 
dokumenten der Vereinten Nationen und 
dem Grundgesetz der Bundesrepublik 
Deutschland in Übereinstimmung. „Die 
Würde des Menschen ist unantastbar. Sie 
zu achten und zu schützen" verlangt 
letztlich auch nach der „Vernichtung des 
Nazismus mit seinen Wurzeln". 
Antifaschismus heißt, den Artikel 1 des 
Grundgesetzes ernst zu nehmen. Seine 
Legitimität speist sich aus dem diesem 
Verfassungsartikel zugrunde liegenden 


Humanismus und seine weltan¬ 
schauliche und politische Breite aus 
dessen universeller Gültigkeit. 

Nicht Hoffnungslosigkeit und Fatalismus 
lehrt die Geschichte, sondern die 
Aufforderung zum Handeln. Auch 2017 
gab es viele Beispiele zivilgesell¬ 
schaftlichen Engagements und Mut 
machender Aktionen. So ließen sich 
100.000 Menschen nicht von medialer 
Stimmungsmache und brachialem 
Polizeiauftritt beirren und stellten kreativ, 
bunt und eindringlich den in Hamburg 
versammelten „G20" ihre Forderung nach 
einer friedlichen und besseren Welt 
entgegen. 

In vielen Aktionen zeigten aber breite 
Kreise der Gesellschaft, nicht zuletzt mit 
der Kampagne „Aufstehen gegen 
Rassismus", dass völkischer Nationa¬ 
lismus, Rassismus und Geschichts¬ 
revisionismus nicht zum normalen 
pluralistischen Spektrum einer 
demokratischen Gesellschaft gehören. 
Eine wichtige Funktion hatte dabei auch 
der Einsatz unserer Ausstellung „Der Arm 
der Bewegung". 

Auch 2018 wird die WN-BdA als Teil der 
Friedensbewegung für eine Welt des 
Friedens eintreten und sich an der Seite 
unserer Bündnispartner gegen alle 
Formen von Neo¬ 
faschismus, Rassis¬ 
mus, Antisemitismus 
und Menschenfeind¬ 
lichkeit zur Wehr 
setzen. So verstehen 
wir das Vermächtnis 
des Schwurs von 
Buchenwald. Dafür 
wünschen wir allen 
Antifaschistinnen und 
Antifaschisten, allen 
Mitstreiterinnen und 
Mitstreitern Kraft und 
Gesundheit, Mut und 
Widerständigkeit, 
aber auch viel Freude 
und Erfolg. 

Dr. J. Brüggemann 
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Kommentar 


Sie entlarven sich schnell 


Seitdem Parteichef Alexander Gauland 
seine AfD auf dem Parteitag in Hanno¬ 
ver angeblich vor dem Abdriften nach 
ganz Rechtsaußen bewahrt hatte, als 
er die Wahl der Schleswig-Holstein¬ 
ischen Landesfürstin Doris von Sayn- 
Wittgenstein mit seiner Kandidatur zur 
Bundesvorsitzenden verhinderte, zer¬ 
reißen sich die Medien die Mäuler über 
die Personalie der jetzigen AfD- 
Fraktionsvorsitzenden im Kieler Land¬ 
tag. Als ob es von irgendeiner politi¬ 
schen Bedeutung wäre, ob jemand aus 
dem Hochadel kommt oder adoptiert 
worden ist oder den Namen durch Hei¬ 
rat erlangt hat. Wir beteiligen uns nicht 
an solchen Diskussionen, es sei denn, 
es gäbe Kräfte, die in Deutschland 
wieder eine Monarchie errichten möch¬ 
ten. 

Aber das ist nicht erkennbar, auch wenn 
sich 18 Prozent der AfD-Sympathisan- 
ten, wie es eine Hamburger Studie fest¬ 
stellte, wieder einen „Führer" herbei 
sehnen. Traurig ist in diesem Zusam¬ 
menhang höchstens, dass sich im öf¬ 
fentlichen Bewusstsein immer noch 
Adel mit Seriosität verbindet. Das mag 
Frau von Sayn-Wittgenstein so glau¬ 
ben, der in ihrem beruflichen Leben als 
Rechtsanwältin allein schon ein Adels¬ 
titel Mandanten zugeführt haben dürf¬ 
te. Wichtig genug erscheint dem Ober¬ 
haupt der Adelsfamilie, Alexander, 
Fürst zu Sayn-Wittgenstein, die Ab¬ 
grenzung von jener Dame, die unter 
dem bürgerlichen Namen Ulrich zur 


Welt gekommen ist. Wir wissen nur 
nicht, ob er auch politisch die Distanz 
zur Landtagsabgeordneten von 
Schleswig-Holstein für notwendig hält. 
Oder nehmen wir das Beispiel Beatrice 
von Storch. Sie entstammt einem Adels¬ 
geschlecht, dem Hause Oldenburg, das 
über Großgrundbesitz im Osten verfüg¬ 
te, das zu DDR-Zeiten enteignet wurde. 
Storch und Sayn-Wittgenstein verbindet 
die Mitgliedschaft in der AfD und die Zu¬ 
gehörigkeit zum Führungspersonal der 
rechtspopulistischen Partei. Gemeinsam 
vertreten sie chauvinistische Positionen, 
wollen sie die „deutschen Gebiete" 
wieder zurück haben. 

Man brauchte nicht erst aus dem „Spie¬ 
gel" zu erfahren, wes Geistes Kind Frau 
von Sayn-Wittgenstein ist. Das Magazin 
hatte ihr nachgesagt, sich schon lange 
in rechten Kreisen zu bewegen. Dass sie 
mit den sogenannten Reichsbürgern 
sympathisiert, hat Sayn-Wittgenstein 
schon im Vorfeld der Landtagswahl 
selbst bekundet. Auf einer Wahl¬ 
veranstaltung im Kreis Pinneberg legte 
sie ausführlich dar, warum sich die AfD 
gegen die Gültigkeit des Grundgesetzes 
der Bundesrepublik Deutschland aus¬ 
sprächen. Über Zwischenrufe aus der 
Versammlung, das sei Reichsbürger¬ 
ideologie, ging die Rednerin hinweg. In 
derselben Veranstaltung bekundete sie 
ihren Widerwillen gegen eine Rassen¬ 
mischung mit Islamisten. Auch in die¬ 
sem Punkt wurde sie gestellt. Eine Über¬ 
lebende des Holocaust meinte, die Äu¬ 


ßerungen der Sayn-Wittgenstein erinner¬ 
ten an den von den Nazis gebrauchten Be¬ 
griff „Rassenschande", der auch ihre El¬ 
tern betraf, weil der Vater jüdischer und 
die Mutter nichtjüdischer Abkunft waren. 
Mitglieder der WN-Bund der Antifaschis¬ 
ten verbreiteten im Kreis Pinneberg ein 
Gedächtnisprotokoll über das Auftreten 
der AfD-Frontfrau und entlarvten zugleich 
diese Partei. Wenig später setzte die 
Möchtegern-Adlige politisch noch eins 
drauf, als sie den wegen rassistischer, an¬ 
tisemitischer Äußerungen national und in¬ 
ternational ins Kreuzfeuer der Demokra¬ 
ten geratenen AfD-Landesvorsitzenden 
von Thüringen, Björn Hocke in Schutz 
nahm und die Einstellung eines Partei¬ 
ordnungsverfahrens gegen ihn forderte. 
In dieser Frage war sie auch mit 
Alexander Gauland einig, der wiederum 
nach Hannover Sayn-Wittgenstein vertei¬ 
digte. Gauland zur Deutschen Presse- 
Agentur: „Die AfD braucht diese 
populistischen Inhalte, da ist das Gesicht 
sekundär." 

Zurzeit vergiftet die von Sayn- 
Wittgenstein geleitete AfD-Landtags- 
fraktion mit ihren Anträgen das Klima im 
Kieler Landtag. Immer wieder geht es in 
ihren Anfragen gegen Flüchtlinge, immer 
wieder kommt aus dem Munde dieser 
Politikkaste Rassismus pur. 

Es ist eine Schande, dass sich solch brau¬ 
ne Ideologie im Bundestag und in den 
meisten Landtagen ungestraft breit ma¬ 
chen und das Klima im Land vergiften 
kann. Günther Wilke 
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Seminar im Jüdischen Museum Rendsburg 

Das politische Mandat der Gedenkstätten 



Uta Körby, Vorsitzende dec 
ndesaroeitsgemeinschaften 


edenkstätten Schleswig-H 




Die Landesgedenkstättentagung in 
derGustav-Heinemann-Bildungsstät- 
te Bad Malente im September 2017 
stand unter dem Motto „Zwischen 
Vergangenheit und Gegenwart: Ge¬ 
denkstätten und die Herausforderun¬ 
gen des Rechtspopulismus." Zwei 
Tage lang setzten sich die Teil¬ 
nehmerinnen und Teilnehmer in Po¬ 
diumsdiskussionen, Workshops, ei¬ 
nem Filmabend und in informellen 
Gesprächen mit diesem Thema 
auseinander. Dabei war allen klar, 
dass es angesichts der aktuellen 
politischen Situation unbedingt ver¬ 
tieft und konkretisiert werden muss. 
Dieser Aufgabe stellte sich am 24. 
und 25. November im Jüdischen Mu¬ 
seum Rendsburg ein Seminar der 
LAGSH unter der Überschrift: „Ha¬ 
ben Gedenkstätten ein politisches 
Mandat ?" 

Das Auftaktreferat hielt Dr. Marcus 
Meyer, wissenschaftlicher Leiter des 
„Denkort Bunker Valentin" in Bremen. 
Von der vorgegebenen Frage kam 
Dr. Meyer schnell zur aktuellen The¬ 
matik, welches politische Mandat die 
Gedenkstätten heute haben und wie 
angesichts der Tatsache, dass es 
bald schon fast keine Zeitzeugen 
gibt, das ererbte Mandat weiter mit 
Leben erfüllt werden kann . Meyers 
Referat sollte am zweiten Tag durch 


Jüdisches Museum Rendsburg 








■ 




einen Vortrag der Berliner Historikerin 
Cornelia Siebeck ergänzt werden. 
Leider konnte sie ihren Vortrag wegen 
einer plötzlichen Erkrankung nicht per¬ 
sönlich halten . So musste das Referat 
vorgelesen werden. Beide Referenten 
forderten unabhängig voneinander 
dazu auf, die Gedenkstätten zu histo¬ 
risch-politischen Erinnerungsorten zu 
entwickeln. Große Gedenkstätten soll¬ 
ten sich stärker in den öffentlichen Dis¬ 
kurs gegen die Ausbreitung des Rechts¬ 
populismus einbringen und sich mit der 
demokratischen Gegenbewegung ver¬ 
netzen. Dr. Marcus Meyer untersuchte 
in diesem Zusammenhang vor allem 
die historische Entwicklung vom „ererb¬ 
ten" zum „erkauften" Mandat und wie 
sich diese unter den aktuellen Frage¬ 
stellungen weiter vollziehen kann. 
Workshops, die von Dr. Carola Rudnick, 
(Euthanasie-Gedenkstätte Lüneburg) 
und Christine Eckel, (Historikerin und 
Generalsekretärin der Amicale Interna¬ 
tionale KZ Neuengamme) geleitet wur¬ 
den, beschäftigten sich mit praktischen 
und didaktischen Beispielen, was 
besonders Pädagogen unter den Ta¬ 
gungsteilnehmern begrüßten. 

Auf lebhaftes Interesse stieß auch ein 
Workshop zu politischer Funktion von 
künstlerischer Intervention unter Lei¬ 
tung des Bildenden Künstlers Profes¬ 
sor Bernhard Schwichtenberg und Dr. 
Jens Rönnau vom Flandernbunker in 
Kiel, die Möglichkeiten an Beispielen aus 
ihrer Praxis aufzeigten. 

Uta Körby, Vorsitzende des Sprecher¬ 
rats der Landesarbeitsgemeinschaften 
Gedenkstätten, betonte in ihrer Bilanz 
der Tagungen, dass das Thema noch 
lange nicht ausgeschöpft sei und 
Fortsetzungsveranstaltungen auf gro¬ 
ßes Interesse treffen würden. 

Am 30. Januar ist im Landeshaus eine 
öffentliche Podiumsdiskussion mit Ver¬ 
tretern aller Landtagsfraktionen ge¬ 
plant. Moderiert wird die Veranstaltung 
durch Lena Gürtler vom NDR. Wi. 


U. Stephan 1 

Husmann (Syke) 1 

U. Bundschuh 1 

ndr.de 1 

c r > Jüdisches Museum 1 

O wn-lübeck 1 

t=! vw-bund 1 

ll. J.Wilke 1 
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Unsere Alternative heißt Solidarität 

Breites Bündnis gegen AfD-Parteitag in Hannover 

Interview der ar-Redaktion mit Cornelia Kerth (WN-BdA-Bundesvorsitzende) 


Die rechtspopulistische AfD bekam aus 
Anlass ihres Bundesparteitags am 2. 
Dezember in Hannover zu spüren, dass 
sie im zunehmenden Maße auf demo¬ 
kratische Gegenwehr stößt. 9500 AfD- 
Gegner aus den verschiedenen Spek¬ 
tren der Gesellschaft folgten dem Auf¬ 
ruf der Bündnisse „Aufstehen gegen 
Rassismus - Unsere Alternative heißt 
Solidarität" und „Unser Hannover: bunt 
und solidarisch". In einer gemeinsa¬ 
men Presseerklärung wurden die 
Gegenaktionen als Erfolg gewertet. 
Torben Hansen, Sprecher des Bünd¬ 
nisses „Unsere Alternative heißt Soli¬ 
darität" erklärte: „Wir haben uns der 
AfD in den Weg gestellt. Sie hat zu 
spüren bekommen, dass Rassistinnen 
und Rassisten in Hannover uner¬ 
wünschtsind. Gemeinsam haben wir 
ein entschlossenes Zeichen für mehr 
Solidarität und eine Welt ohne Arm ur 
und Ausgrenzung gesetzt." 

Die ar Redaktion fragte die WN-BdA- 
Bundesvorsitzende Cornelia Kerth 
nach ihren Eindrücken. 

Cornelia Kerth 

Der Sprecher des Bündnisses, Werner 
Preissner hatte Recht, als er von ei¬ 
ner beeindruckenden, bunten und 
friedlichen Demonstration sprach. Zu 
kritisieren ist allerdings das völlig un¬ 
verhältnismäßige Auftreten der Polizei. 


Ein AfD-Gegner erlitt sogar einen offe¬ 
nen Beinbruch und musste sofort ope¬ 
riert werden. Auch der Einsatz von Was¬ 
serwerfern gegen eine Sitzblockade bei 
Temperaturen um den Gefrierpunkt ist 
inakzeptabel. 

ar Wie hat die Bevölkerung auf die 
Gegendemonstrationen reagiert ? 

Cornelia Kerth 

Aufgeregt hat sich nur die AfD und das 
ist gut so. Unsere Vielfalt ist der Partei 
zu Recht ein Dorn im Auge. Immerhin 
wurden die Proteste getragen von un¬ 
terschiedlichen Gruppierungen. 
Darunter: Antifaschistische Gruppe 
Hannover, Aufstehen gegen Rassismus, 
Asta der Uni Hannover, AWO, von Ge¬ 
werkschaften, zivilgesellschaftlichen 
Organisationen, Jugendgruppen und lin¬ 
ken Zusammenschlüssen, Bündnis 90/ 
Grüne, GEW, NGG und IG Metall Hanno¬ 
ver, Juso Hannover, Interventionistische 
Linke, Katholische Kirche Hannover, 
Zentralrat der Muslime und natürlich 
von der Vereinigung der Verfolgten des 
Naziregimes- Bund der Antifaschisten. 
Auf großem Beifall trafen auch die 
Rednerinnen und Redner, darunter 
Marianne Wilke, aus Schleswig-Holst¬ 
ein, Überlebende des Holocaust, 
Weymar Bannett, Antifaschistischer Ak¬ 
tivist aus London und Annelie Bunten- 
bach, Mitglied des DGB- Bundesvor¬ 


stands. 

ar Wird es aus den positiven Bündnis¬ 
erfahrungen auch künftig solche Aktionen 
geben ? 

Cornelia Kerth 

Hannover hat bewiesen, dass es möglich 
ist, solidarisch gegen Rechts zu handeln. 
Ich wünsche mir allerdings, dass auch die 
Behörden des Staates das Demonstrations¬ 
recht nicht durch Einschüchterungsaktionen 
einschränken. Zum Beispiel wurden Stra¬ 
ßenbahnen umgeleitet, Zugangswege zur 
Auftaktkundgebung gesperrt. Entlang der 
Demonstrationsroute standen Wasserwer¬ 
fer und gepanzerte Fahrzeuge. Mir kam 
dieses Szenario wie eine Bürgerkriegs¬ 
übung vor. 

Nachsatz Am 13. Dezember spielte die 
Anti-AfD-Demo im Bundestag eine Rolle. 
In der Aktuellen Stunde zum Thema „Links¬ 
extreme Gewalttaten gegen die politische 
Betätigung demokratischer Parteien", die 
auf Antrag der AfD stattfand, schoss die 
Abgeordnete Beatrix von Storch ein wun¬ 
derschönes Eigentor. Conny Kerth berich¬ 
tet: „Am Ende der Debatte hielt die AfD- 
Abgeordnete einen Aktionsbeutel von „Auf¬ 
stehen gegen Rechts" als Beispiel von lin¬ 
ker Gewalt hoch. Das brachte der Kampa¬ 
gne 700 neue Unterschriften ein, darunter 
von 14 Bundestagsabgeordneten und knapp 
200 Bestellungen von Aktionsbeuteln inner¬ 
halb einer Woche." 



AUFSTEHEN 

RASSISMUS 




UNSERE ALTERNATIVE 
HEISST SOLIDARITÄT 


2.12. in Hannover: Eine beeindruckende, 
bunte und friedliche Demonstration 
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Abfuhr für AfD-Fan Erika Steinbach 

1.500 demonstrierten am Nikolaustag in Elmshorn 


Erika Steinbach, 27 Jahre lang bis 
Januar 2017 CDU-Bundestags- 
abgeordnete und als Vertriebenen- 
Chefin Aushängeschild nach 
Rechtsaußen, hatte sich die Reaktion 
auf ein Weihnachtsgeschenk an ihre 
neue Heimat AfD sicher anders 
vorgestellt. Im Internet nahm sie sich 
Elmshorn aufs Korn, weil diese Stadt es 
wagte, den Weihnachtsmarkt 
„Lichtermarkt" zu nennen und dazu noch 
ein Werbeplakat mit einem 
dunkelhäutigen Mädchen ver¬ 
öffentlichte. Erika Steinbach wollte an 
diesem Beispiel zeigen, wie weit es in 
Deutschland mit der Abkehr von der 
nationalen Identität schon gekommen 
sei. Sie meinte, einen Abgrund von 
Landesverrat entdeckt zu haben. Aber 
der Schuss ging nach hinten los. Von 
Nah und Fern hagelte es Proteste, aber 
nicht gegen Elmshorn sondern gegen 
Frau Steinbach. Sogar die eher 
konservativen „Elmshorner Nachrichten" 
waren empört. Sie verfassten nicht nur 
Artikel gegen die Provokationen der 
Frau Steinbach sondern organisierten 
sogar eine Protestdemo, an der am 
Nikolaustag 1.500 Menschen teil- 
nahmen. Aus Sicht der Veranstalter ein 
voller Erfolg. 

Auf der Anti-AfD-Kundgebung fand 
Bürgervorsteher Karl Holbach deutliche 
Worte gegen Rechts, verwies Ver.di- 


Sekretät Andreas Riedl auf Internati¬ 
onale Solidarität der Gewerkschaften, 
betonte der evangelische Propst 
Thomas Bergemann die Notwendig¬ 
keit, sich zu gemeinsamen Aktionen 
zusammenzuschließen. Zur Demo hat¬ 
ten Ver.di und GEW, „Die Linke" und 
deren Jugendverband „solid" Fahnen 


war auch die DKP Elmshorn. Mobili¬ 
siert hatten ebenfalls die SPD, IG Me¬ 
tall und der Einwandererbund. Sie alle 
sorgten für eine solidarische Stim¬ 
mung. Als schließlich der aus Nigeria 


stammende Busfahrer Festus Anunike 
nach seiner Rede das spanische 
Weihnachtslied „Felice Navidad" an¬ 
stimmte, war die Reaktion Begeiste¬ 
rung pur. 

Redakteur Knuth Penaranda von den 
Elmshorner Nachrichten verlas einen 
Brief von Andreas Bourani und verur¬ 
teilte unter dem Beifall der 
Kundgebungsteilnehmerinnen die 
Hetze aus dem Steinbach-La¬ 
ger gegen Elmshorns Bürger¬ 
meister Hatje und dessen Fa¬ 
milie. 

Elmshorn hat wie schon in frü¬ 
heren Jahren, wenn es gegen 
Neonazis ging, Flagge gezeigt. 
In der Stadt gibt es aus der Ge¬ 
schichte heraus eine gewach¬ 
sene antifaschistische Solida¬ 
rität. Antirassismus, Antifa¬ 
schismus bleiben nötig. Erika 
Steinbach hat eine deutliche 
Abfuhr bekommen, das ist gut 
so. Aber unsere Wachsamkeit 
bleibt nötig. Das wurde bei den 
letzten Bundestagswahlen 
auch in Elmshorn in den 
Stimmengewinnen der AfD 
deutlich. Auch in dieser Stadt 
gab es in der Vergangenheit 
rassistisch motivierte Übergriffe und 
öffentlich bekundete Ausländerfeind¬ 
lichkeit. Die antifaschistische Reakti¬ 
on war ein gutes Beispiel dafür, wie 
auf Provokationen von Rechts reagiert 
werden muss. Heinz Stehr 


und Transparente mitgebracht. Dabei 
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24. Friedensratschlag in Kassel 


Sozialausgaben statt Rüstungsausgaben 
Abrüsten statt auf rüsten 


Das war das Motto des Ratschlages im 
Dezember 2017. Wieder waren über 
400 Menschen dabei. Der Ratschlag 
stand im Zeichen der von der Friedens¬ 
bewegung entfachte Debatte über die 
Erhöhung der Rüstungskosten. 

Die Bundesregierung plant, die 
Rüstungsausgaben nahezu zu verdop¬ 
peln, auf zwei Prozent der 
deutschen Wirtschaftsleistung (BIP). So 
wurde es in der NATO vereinbart. 
Zwei Prozent, das sind mindestens 
weitere 30 Milliarden Euro, die im zivi¬ 
len Bereich fehlen, so bei Schulen und 
Kitas, sozialem Wohnungsbau, 
Krankenhäusern, öffentlichem Nahver¬ 
kehr, Kommunaler Infrastruktur, Alters- 
sicherung, ökologischem Umbau, 
Klimagerechtigkeit und internationaler 
Hilfe zur Selbsthilfe. 

Auch sicherheitspolitisch bringt eine 
Debatte nichts, die zusätzlich Unsum¬ 
men für die militärische Aufrüstung for¬ 
dert. 

Stattdessen brauchen wir mehr Mittel 
für Konfliktprävention als Hauptziel der 
Außen- und Entwicklungspolitik. 

Militär löst keine Probleme. Schluss da¬ 


mit. Eine andere Politik muss her. 
Damit wollen wir anfangen: Militärische 
Aufrüstung stoppen, Spannungen ab¬ 
bauen, gegenseitiges Vertrauen aufbau¬ 
en, Perspektiven für Entwicklung und 
soziale Sicherheit schaffen, 
Entspannungspolitik auch mit Russland, 
verhandeln und abrüsten. 

Diese Einsichten werden wir überall in 
unserer Gesellschaft verbreiten. Damit 
wollen wir helfen, einen neuen Kalten 
Krieg abzuwenden.(Ende des Aufrufs) 

Gewerkschaften 
unterstützen die Inititative 

Das Besondere an dieser Inititative ist, 
dass sie diesesmal die Unterstützung von 
vier Gewerkscahftsvorsitzenden hat. Das 
schöpft die Hoffnung, dass zu mindest 
diese Gewerkschaften sich stärker für 
Abrüstung engegieren. 

Frank Bsirske,ver.di, Reiner Hoffmann, 
DGB-Vorsitzender, Michaela Rosen¬ 
berger, Gewerkschaft Nahrung Genuss 
Gaststätten (NGG), 

Rene Marlis Tepe, Gewerkschaft Erzie¬ 
hung und Wissenschaft (GEW) und 


Annelie Buntenbach, Mitglied des Ge¬ 
schäftsführenden Bundesvorstandes des 
DGB - Michael Erhardt, Erster Bevoll¬ 
mächtigter der IG Metall Frankfurt - 
Hans-Jürgen Urban,Geschäftsführendes 
Vorstandsmitglied IG-Metall - Wolfgang 
Lemb, Geschäftsführendes Vorstands¬ 
mitglied IG Metall - aber auch Konstantin 
Wecker, Musiker, Udo Lindenberg, Mu¬ 
siker, Margot Käßmann, Theologin 
Nach kurzer Zeit gibt es mehr als 15.000 
online und offline Unterschriften. Das ist 
ein hoffnungsvolles Zeichen des Protes¬ 
tes gegen die ungehemmte Aufrüstungs¬ 
politik der NATO und der EU. Die bisher 
bekannt gewordenen Pläne deuten auf 
ein ungehemmte Fortsetzung dieses 
Kurses der Militarisierung auch in unse¬ 
rem Lande. 

Weitere Informationen erwünscht? 
Listen zum Herunterladen und weitere 
Informationen: 
www.a bruesten .jetzt 

Friedens- und Zukunftswerkstatt e.V. 
c/o Gewerkschaftshaus Frankfurt 
Wilhelm-Leuschner-Straße 69-77, 
60329 Frankfurta.M. 
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Delegiertenkonferenz am 2. Dezember 2017 in Neumünster 

Dr. Jürgen Brüggemann weiter 
Landesvorsitzenaer der WN-BdA 


Auf ihrer Ordentlichen Delegierten¬ 
konferenz am 2. Dezember 2017 in Neu¬ 
münster hat die WN-BdA Schleswig- 
Holstein Dr. Jürgen Brüggemann aus 
Elmshorn einstimmig zum Landesvor¬ 
sitzenden wiedergewählt. Stellvertreter 
bleibt Jens Wilke aus Wedel. 

In der Einleitung zum Rechenschaftsbe¬ 
richt würdigt der Landesvorsitzende die 
unverzichtbare Bedeutung der ältesten 
Verfolgtenorganisation hervor: „70 Jah¬ 
re Vereinigung der Verfolgten des Nazi¬ 
regimes, das heißt 70 Jahre „Eintreten 
für eine Welt des Friedens und der Frei¬ 
heit". Dazu gehörte unabdingbar, nach 
den Erfahrungen von zwölf Jahren Fa¬ 
schismus, Vernichtungskrieg und der 
Leichen berge in den Konzentrationsla¬ 
gern: 

"Die Vernichtung des Nazismus mit sei¬ 
nen Wurzeln". 

Beide Seiten des Schwurs von Buchen¬ 
wald haben nichts von ihrer Aktualität 
eingebüßt und prägen das Selbstver¬ 


ständnis der WN-BdA bis heute. Die 
Überlebenden von Buchenwald haben 
mit dem Wort „Wurzeln" bewusst den 
Plural gewählt So vielgestaltig, aber 
immer historisch konkret diese Wurzeln 
in ihren ideologischen, politischen und 
sozialökonomischen Ausprägungen auch 
sind, so vielgestaltig ist auch der antifa¬ 
schistische Kampf in seinen Formen und 
mit seinen Akteuren. Allerdings bleibt der 
Schwur von Buchenwald auch mehr als 
70 Jahre später immer noch unerfüllt." 
In einem einstimmig verabschiedeten 
Antrag unterstützt die WN-BdA 
Schleswig- Holstein den Aufruf „Aufste¬ 
hen gegen Rassismus" und verurteilt 
zugleich die Nennung der Stammtisch¬ 
kämpferinnen im Bericht des 
Verfassungsschutzamtes als linksradika¬ 
le Aktivität. Der Innenminister des Lan¬ 
des wird aufgefordert, diese Bewertung 
aus dem Verfassungsschutzbericht zu 
streichen. Die Verunglimpfung des Bünd¬ 
nisses „Aufstehen gegen Rechts" müs¬ 
se beendet werden. 



Lübeck: Zeit des Erinnerns für die Zukunft 


Seit 1991 veranstaltet die Stadt Lübeck 

dieVeranstaltungsreihe 

„Zeit des Erinnerns für die Zukunft" 

Die WN-BdA Gruppe Lübeck/Lauenburg 
lud ein zu einem Stadtrundgang mit 
Jean-Paul „Orte der Verfolgung und des 
Widerstandes in Zeiten des Faschis¬ 
mus" 

Nach dem Zweiten Weltkrieg waren die 
Überlebenden des kommunistischen 
Widerstandes die erste und lange Zeit 
einzige Gruppe in der bundes¬ 
republikanischen Gesellschaft, die an 
die Verfolgung und Ermordung weiter 
Teile der einst viel bunter und 
vielfältigeren deutschen Bevölkerung 
durch die Nationalsozialisten erinnert. 

Trotz winterlicher Temperaturen nah¬ 
men einige interessierte Leute teil, mit 
denen wir weiterhin in Kontakt bleiben 
werden. 
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▼ antifa-rundbrief 


▼ Antifa 

▼ Termine 


▼Kontakt 


25. Nordkonferenz 
in Heideruh 


Die WN-BdA lädt für 3. und 4. März 
2018 zur 25. Antifaschistischen 
Nordkonferenz in die Bildungs- und 
Begegnungsstätte Heideruh in Holm- 
Seppensen ein. Referenten sind die 
Journalistin Andrea Röpke und einer 
der Sprecher des Kasseler Rat¬ 
schlags der Friedensbewegung, Lühr 
Henken aus Berlin. 

Am Sonnabend- Vormittag wird 
Andrea Röpke über die pontische 
Entwicklung nach rechts, über rech¬ 
te Gewalt und das Verhalten der AfD 
in den Parlamenten berichten. 

Nach dem Mittagessen spricht Lühr 
Henken zum Thema „Deutsche Poli¬ 
tik-Aufrüsten ist ihr Programm". Der 
Referent ist einer der Sprecher des 
bundesweiten Friedensforums. 
Abends treffen sich die Teilnehmer¬ 
innen und Teilnehmer zum Genießen 
und Mitsingen mit der Gruppe 
„Sokugayu" aus Hamburg. Sie bringt 
Musik zu Texten von Erich Mühsam 
zu Gehör. Zugesagt haben auch 
Angela und Peter Scnenzer. die anti¬ 
faschistische und Friedenslieder an- 
stimmen. 

Der Sonntagvormittag ist Berichten 
und Meinungsaustausch über die Si¬ 
tuation in den Bundesländern 
Schleswig-Holstein, Hamburg und 
Mecklenburg-Vorpommern Vorbe¬ 
halten. 

Kosten: Vollpension 63 €,. Tages¬ 
gäste: Frühstück 6 €, Mittag 8 €, 
Kaffee 6 €, Abendbrot 8 €. 


Anmeldungen werden bis 19. 2. bei 
der VVN-BdA Lübeck/Lauenburg 
(Lore Meimbera) erbeten... Email 
LoBeMeimberg@t-online.de oder te- 
lefonisch 04543 7107 erbeten. 


25. Januar 19 Uhr Elmshorn 

Waldorfschule Saalbau 
„Gegen das Vergessen" 

Stadt Elmshorn. Gruppe Stolpersteine, 
Elmshorner Schülerinnen und Schüler 

27. Januar 19 Uhr Wedel, 

Stadtbücherei 

„Jugend gegen den NS-Staat" 
Herbert Diercks (Gedenkstätte 
Neuengamme), 

Wedeier Schüler und Schülerinnen, 
Musik: Combo Elbsound 5 

27. Januar 16 Uhr 

KZ-Gedenkstätte 
Ladelund, Raiffeisenstr. 3 
Thema „Reichsbürger" 
mit Andreas Speit 

30. Januar 19 Uhr Kiel 

Landeshaus 

„Gedenkstätten als Orte 

der historisch-politischen Bildung" 

9. Februar 18 Uhr Curiohaus 
Hamburg 

„Trotz aller Widrigkeiten 
immer Mensch geblieben" 

Fritz Bringmann (1918-2011) 

Arne Dornquast, 

Bezirksamtsleiter Bergedorf, 

Dr. Detlef Garbe. Neuengamme, 

Ernst Heilmann,(angefragt) 

3. u. 4. März Nordkonferenz 

(siehe Ankündigung links) 

15. März 19 Uhr Lübeck DGB-Haus 
„Teile und herrsche in Syrien - 
wie Deutschland in der Levante 
Einfluss nehmen will" 

Veranstalter WN-BdA 

17. März 15-18 Uhr Kiel 

Friedenspolitischer Ratschlag 
Krieg und Medien, Ukraine, Ostsee. 
< b. stahn@kieler-rriedensforum.de > 
Tel. 0431 690167 

23. März 19 Uhr Ladelund 

Raiffeisenstr. 3 
„Amon. Mein Großvater 
hätte mich erschossen" 

Lesung mit Jennifer Teege 


Schleswig- 

Holstein 

T 

Dr. Jürgen Brüggemann 
Kaltenweide 77 

25335 Elmshorn 
sh@wn-bda.de 

Kiel 

T 

Christel Pieper 

Lindenstr.9 

24118 Kiel 

wn-bda-Kiel@gmx.de 

Flensburg 

T 

Ludwig Hecker, 
Schulz-Delitzsch-Str.44 
24943 Flensburg 
wn-bda-flensburg 
@versanet.de 

Neumünster 

T 

Heiner Wadle 

Looper Weg 25 

24536 Neumünster 

^ineberg 

Jens Wilke 

Friedrich-Eggers-Str 124 
22880 Wedel 

Wedel 

T 

Marlen Goischke 
Trischenstr. 5 

22880 Wedel 
m.goischke@web.de 

Barmstedt 

T 

Rendsburg/ 

Eckernförcle 

T 

Dr. Günther Thiel 
Meßhorn 38 

25355 Barmstedt 

Matthias Behring 
Hufeisen weg 24 

24354 Riesdby 
wgr-rieseby@t-online.de 

Elmshorn 

▼ 

Wittigo Stubbe 
Stubßenhuk 14 

25335 Elmshorn 

Itzehoe 

T 

Volker Blaschke 

Stormstr. 13 

25524 Itzehoe 
v.blaschke@web.de 


Lauenburg/ 

Lübeck 


Ostholstein 

T 


Lore Meimberg 
Dorfstr. 16 
23898 Sierksfelde 
lobemeimberg@t-online.de 

Rainer Buttkus 
Heischweg 17 
24321 Lütjenburg 


www.schleswig-holstein.vvn-bda.de 
Neofakommission Küste: 
www.kueste.vvn-bda.de _ 

V.i.S.d.P.: Marianne Wilke, Wedel ▼ 
























